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Einschulung von Kindern abgewiesener Asylsuchender 

  
Eine Zustimmung der Gemeinde- oder Schulbehörde zur Einschulung von Kindern aus 
Familien von abgewiesenen Asylsuchenden in privater Unterbringung ist aus Sicht des Amts 
für Kindergarten, Volksschule und Beratung (AKVB) nicht notwendig, da die rechtlichen 
Bestimmungen den Gemeinden und der Schulbehörde diesbezüglich keine 
Entscheidungsgewalt einräumen: 
  
Auszug aus Leitfaden “Flüchtlingskinder in der Volksschule” www.erz.be.ch/migration: 
  
Schulpflicht 
Der Volksschulunterricht ist ein verfassungsmässiges und gesetzliches Grundrecht für alle Kinder, 
unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit und ihrem rechtlichen Status4. 
Damit haben alle Kinder und Jugendlichen im schulpflichtigen Alter unabhängig von ihrem 
Aufenthaltsstatus in der Schweiz das Recht und die Pflicht, die Volksschule zu besuchen. 
  
Zuständigkeit 
Die Volksschulbildung ist eine Verbundaufgabe zwischen Kanton und Gemeinden. Gemäss Art. 7 Abs. 
1 des Volksschulgesetzes5 gilt der Grundsatz, dass jedes Kind die öffentliche Schule an seinem 
Aufenthaltsort besucht. Das bedeutet, dass die Gemeinde, in welcher ein Kind untergebracht ist, bzw. 
die Mehrheit der Nächte schläft, für die Sicherstellung des Volksschulunterrichts und – bei 
unzumutbarem Schulweg – auch für Organisation und Finanzierung des Schultransports zuständig 
ist6. Dieser Grundsatz gilt auch für Flüchtlingskinder. (Anmerkung der Begriff «Flüchtlingskinder» 
umfasst im zitierten Leitfaden Kinder mit Ausweis B, FL F, F, N und --). 
  
4 Art. 19 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV; SR 101) gewährleistet jedem 

Kind den Anspruch auf ausreichenden und unentgeltlichen Grundschulunterricht (vgl. auch Art. 29 Abs. 2 der Verfassung des 
Kantons Bern vom 6. Juni 1993 [KV; BSG 101.1]). Art. 62 Abs. 2 Satz 2 BV bezeichnet diesen Unterricht zugleich als 
obligatorisch, statuiert somit die allgemeine Schulpflicht (vgl. dazu Art. 22 Abs. 1 Satz 1 des Volksschulgesetzes vom 19. März 
1992 [VSG; BSG 432.210]).  
5 Volksschulgesetz (VSG) vom 19.03.1992 (Stand 01.07.2020).  
6 Dies folgt aus der Unentgeltlichkeit des Volksschulunterrichts Art. 13 VSG. 
  
Finanzierung 
Schülerinnen und Schüler des Asylbereichs werden in der schulstatistischen Erhebung zwecks 
Berechnung der Gehaltskosten so erfasst, dass sie die Schulortsgemeinde finanziell nicht belasten.  
Das heisst: Die Kosten für diese Kinder werden solidarisiert. Der Kanton und alle Gemeinden tragen 

die Kosten für Schülerinnen und Schüler des Asylbereichs, unabhängig davon, in welcher Gemeinde 

diese die Volksschule besuchen (vgl. www.erz.be.ch/nfv > Finanzierung der Schulung von 

SchülerInnen aus dem Asylbereich). 
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